
 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 482/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 02.10.2012 
Bearbeiter: Jenny Thomsen AZ: 7/061.3310 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Gemeindevertretung Moorrege 20.12.2012 öffentlich 

 
Bildung eines Gemeindewahlausschusses für die Kommunalwahl am 26. 
Mai 2013 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Die nächste Kommunalwahl findet am 26. Mai 2013 statt. Aus diesem Grunde hat 
sich die Gemeindevertretung rechtzeitig mit der Wahl des Gemeindewahlausschus-
ses zu befassen. Grundlage dafür ist § 12 Abs. 3 Gemeinde- und Kreiswahlgesetz 
(GKWG). 
 
Den Gemeindewahlausschuss bilden der Wahlleiter als Vorsitzender und acht Beisit-
zerinnen und Beisitzer. Er besteht also insgesamt aus neun Personen. Die Fraktio-
nen der politischen Parteien, die bei der Bildung des Gemeindewahlausschusses zu 
berücksichtigen sind, wurden im Vorwege angeschrieben und gebeten, entsprechen-
de Vorschläge zur Sitzung der Gemeindevertretung zu unterbreiten. 
 
Die Gemeindevertretung wählt nicht nur die Mitglieder des Gemeindewahlausschus-
ses sondern auch Stellvertreterinnen und Stellvertreter. Weiterhin ist der Gemeinde-
wahlleiter zu wählen. Wer dem Gemeindewahlausschuss angehört, darf weder 
Wahlbewerber noch Vertrauensperson für Wahlvorschläge sein (§ 55 GKWG). 
 
 
 
 
 
Finanzierung: 
keine  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

a) Die Gemeindevertretung wählt Harald Kolumbe zum Wahlleiter und Annegret 
Matthiesen zu seiner Stellvertreterin. 
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b) Die Gemeindevertretung wählt nachstehende Personen in den Gemeinde-
wahlausschuss: 

 
Beisitzer/Beisitzerin Stellvertreter/Stellvertreterin 
Rolf Jakoby Thomas Röger 
Arnold Johansen Joachim Henningsen 
Wolfgang Balasus Klaus Semmelmann 
Jan Höge Sven Jungmann 
Nils Pawelka Oliver Gimbal 
Annegret Matthiesen (zugleich stv. Wahlleiterin) Werner Behlau 
Gerd Sommer Thomas Landahl 
Jörg Hansen Rolf Derendorf 
  
 
 
 
___________________ 
Weinberg  
 
 
 



 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 489/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 24.10.2012 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 26.11.2012 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 04.12.2012 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 12.12.2012 öffentlich 

 
Haushaltsvoranschlag 2013 DRK-Kinderhaus Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Der DRK-Kreisverband Pinneberg e.V. hat den  Haushaltsvoranschlag 2013 (Anlage) 
für das DRK-Kinderhaus Moorrege vorgelegt. Einnahmen in Höhe von 373.100 Euro 
stehen Ausgaben in Höhe von 529.100 Euro gegenüber, so dass ein Zuschussbedarf 
von 156.000 Euro entsteht.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Haushaltsansätze entsprechen im Wesentlichen denen des Vorjahres. Lediglich 
bei den Stromkosten und der Reinigung  sind im Ausgabenbereich Erhöhungen zu 
verzeichnen. Mehreinnahmen werden bei den Elternbeiträgen und dem Personalkos-
tenzuschuss des Landes erwartet. 
 
Die Kosten für Gebäude- und Außenanlagenunterhaltung in Höhe von 5.600 Euro 
und die Ersatzbeschaffungen in Höhe von 12.000 Euro wurden gesondert erläutert.  
 
Im ersten vorgelegten Haushaltsentwurf hatte das DRK Personalmehrausgaben von 
15.000 Euro angegeben. Diese wurden für eine zu erwartende Tariferhöhung einge-
plant. Da das DRK den Zeitpunkt für die Tariferhöhung noch nicht nennen konnte, 
wurden diese Kosten vorerst herausgenommen. Sobald der genaue Zeitpunkt und 
die Höhe bekannt ist, erfolgt eine Finanzierung über einen Nachtrag. 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Der Zuschussbedarf für das Jahr 2013 in Höhe von 156.000 Euro ist bei der Hhst. 
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4640.71700 bereitzustellen. Der Mietwert in Höhe von  55.000 Euro ist entsprechend 
durchzubuchen. Zum Haushalt der Grundschule werden Bewirtschaftungskosten in 
Höhe von 10.900 Euro umgebucht. Die von der Gemeinde getragenen Kosten der 
Gebäudeunterhaltung sind bei der Hhst. 4640.5000 dargestellt.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt/der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt, die vom DRK-Kreisverband Pinneberg e.V. aufgeführten Kosten für 
das DRK-Kinderhaus Moorrege für das Jahr 2013 anzuerkennen und einen Zu-
schuss in Höhe von  156.000 Euro zu gewähren, wobei sich die Jahresrechnung ent-
sprechend auswirken kann.  
  
 
 
 
___________________ 
   (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: Haushaltsplanung 2013 DRK Kinderhaus Moorrege  
 
 
 



Ö  6





 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 494/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 07.11.2012 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 26.11.2012 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 04.12.2012 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 20.12.2012 öffentlich 

 
Haushaltsvoranschlag 2013 DRK-Waldkindergarten Waldzauber 
 
Sachverhalt: 
 

Der DRK-Kreisverband Pinneberg hat den anliegenden Haushaltsvoranschlag für  
den DRK-Waldkindergarten Waldzauber für das Jahr 2013 vorgelegt. Einnahmen 
in Höhe 53.600 Euro stehen Ausgaben in Höhe von 84.400 Euro gegenüber, so 
dass sich ein Zuschussbedarf in Höhe von 30.800 Euro ergibt.  

 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 

Die Ansätze im Einnahmen und Ausgabenbereich für das Jahr 2013 entsprechen 
denen des Vorjahres.   

 
 
 
Finanzierung: 
 

Der Zuschussbedarf für den Betrieb des DRK-Waldkindergartens Waldzauber be-
trägt für das Jahr 2013  30.800 Euro und ist bei der Hhst. 46400.71700 bereitzu-
stellen.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt/ der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt dem DRK-Kreisverband Pinneberg für die Finanzierung des DRK-
Waldkindergarten Waldzauber einen Zuschuss in Höhe von 30.800 Euro zu gewäh-
ren. 
 
 
 
___________________ 
   (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Haushaltsplanung 2013 DRK-Waldkindergarten Waldzauber 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 493/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 07.11.2012 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 26.11.2012 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 04.12.2012 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 12.12.2012 öffentlich 

 
Haushaltsplan 2013 ev. Kindergarten Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Der Kirchenkreis Pinneberg hat den anliegenden Haushaltsplanentwurf 2013 für die 
Kindertagesstätte der Kirchengemeinde St. Michael Moorrege-Heist vorgelegt, mit  
dem ein gemeindlicher Zuschuss in Höhe von 147.100 Euro  beantragt wird. Ein-
nahmen in Höhe von 209.630 Euro stehen hier Ausgaben in Höhe von 356.730 Euro 
gegenüber.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Höhere Ausgaben sind insbesondere im Bereich der Personalkosten auf Grund der 
Tariferhöhung und der Verkürzung der Schließzeiten zu verzeichnen. Für Umbau-
maßnahmen (neue Tür im Eingangsbereich und Ausbau des Mitarbeiterraumes) 
wurden 16.000 Euro eingeplant. Ansonsten entsprechen die Einnahmen und Ausga-
ben im Wesentlichen denen des Vorjahres. 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Der Zuschussbedarf für den Betrieb der evangelischen Kindertagesstätte beträgt für 
das Jahr 2013  147.140 Euro und ist bei der Hhst. 46400.71700 bereitzustellen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt/der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
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tung beschließt der Kindertagesstätte der ev. luth. Kirchengemeinde Moorrege-Heist 
für das Haushaltsjahr 2013 einen Zuschuss in Höhe von höchstens  147.100 Euro zu 
gewähren, wobei sich die Jahresrechnung 2012 entsprechend auswirken kann. 
  
 
 
 
___________________ 
   (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen:  
 
Haushaltsplanung 2013 evangelischer Kindergarten St. Michaell 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 470/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 09.10.2012 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/460-220 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 26.11.2012 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 04.12.2012 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 12.12.2012 öffentlich 

 
Kostenbeteiligung an der Kindertagespflege 2013 der Familienbildung 
Wedel e.V. 
 
Sachverhalt: 
 
Die Familienbildung Wedel e.V. hat den anliegenden Antrag auf anteilige Kosten-
übernahme an der Kindertagespflege (Werbung, Vermittlung, Beratung, Betreuung) 
gestellt. Der Zuschussantrag an die Gemeinde Moorrege beträgt 1.837,82 Euro (Vor-
jahr: 1.652,47 Euro). Gegenüber 2012 ist der Zuschussantrag um 185,35 Euro ge-
stiegen. Der Gemeindeanteil wurde auf Grundlage der Anzahl der Kinder, die in der 
Kindertagespflege 2011 betreut wurden und der unter 4 Jahre alten Kinder, die in der 
Gemeinde Moorrege leben, neu berechnet. 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der Antrag wurde ausreichend begründet. Trotz der Einrichtung von Ganztages- und 
Krippenplätzen ist die Nachfrage nach einer Betreuung durch Tagesmütter in der 
Gemeinde Moorrege gestiegen. Derzeit werden 12 Kinder im Alter zwischen eins und 
acht Jahren aus Moorrege von der Tagesmutter betreut. Bis zum Juli 2012 waren es 
noch 17 Kinder, davon sind 5 in eine Kindertagesstätte gewechselt. 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Der Betrag von 1.837,82 Euro ist im Haushalt der Gemeinde Moorrege bereitzustel-
len.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt/der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt der Familienbildung Wedel e.V. der Familienbildung Wedel e.V. für 
das Jahr 2013 einen Zuschuss in Höhe von 1.837,82 Euro zu gewähren.   
 
 
 
___________________ 
  (Weinberg) 
 
 
Anlagen:  Antrag der Familienbildung Wedel e.V.  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 469/2012/MO/HH 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 20.07.2012 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 26.11.2012 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 04.12.2012 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 12.12.2012 öffentlich 

 
Antrag auf institutionelle Förderung der Familienbildung Wedel e.V. 
 
Sachverhalt: 
 
Mit Schreiben vom 28.06.2012 stellte die Familienbildung Wedel e.V. einen Antrag 
auf institutionelle Förderung (siehe Anlage) in Höhe von 323 Euro. 
 
Die Einzelheiten können dem Antrag entnommen werden.   
 
 
 
Finanzierung: 
 
Entsprechende Haushaltsmittel müssten im Haushaltsplan 2013 bereitgestellt wer-
den.          
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt / der Finanzausschuss empfiehlt / die Gemeindever-
tretung beschließt, der Familienbildung Wedel e.V. einen Zuschuss in Höhe von 
_____ Euro / keinen Zuschuss zu gewähren. 
 
 
 
____________  
Weinberg 
 
Anlagen: 
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Antrag der Familienbildung Wedel e.V. vom 28.06.2012 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 491/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 07.11.2012 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Schul- und Kulturausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

27.11.2012 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 04.12.2012 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 12.12.2012 öffentlich 

 
Mittelanforderung 2013 Grundschule Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Die Grundschule Moorrege hat die anliegende Mittelanmeldung für den Haushalt 
2013 vorgelegt und begründet.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Ansätze im Verwaltungshaushalt entsprechen im Wesentlichen denen der Vor-
jahre und sind im Haushalt 2013 mit eingeflossen.  
 
Im Vermögenshaushalt sind Mittel für den Erwerb von beweglichen Vermögen in Hö-
he von 9.000 Euro für die Grundschule eingeplant. Die gewünschten Mittel für  Ge-
bäude- und Grundstückunterhaltung werden im Rahmen der im Haushalt zur Verfü-
gung stehenden Mittel durchgeführt.   
 
 
Finanzierung: 
 
Die beantragten Haushaltsmittel sind im Haushalt 2013 einzuplanen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Schul- und Kulturausschuss/ der Finanzausschuss  nimmt die Mittelanmeldung 
der Grundschule Moorrege für den Haushalt 2013 zur Kenntnis. Die beantragten 
Haushaltsmittel werden eingeplant. 
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___________________ 
   (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen:  
 
Mittelanmeldung Grundschule Moorrege 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 480/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 25.09.2012 
Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/570-250 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 04.12.2012 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 12.12.2012 öffentlich 

 
Defizitübernahme für den kirchlichen Friedhof Moorrege für das Jahr 
2013 
 
Sachverhalt: 
Der Kirchenkreis Pinneberg hat für den kirchlichen Friedhof Moorrege den Haus-
haltsplanentwurf für das Jahr 2013 vorgelegt und beantragt gemäß Anlage die Über-
nahme eines Defizits durch die Gemeinde Moorrege in Höhe von 45.360 €.  
Der Zuschuss ist gegenüber dem Vorjahr um 1.420 € gestiegen.  
Im Wesentlichen entsprechen die Planungen für 2013 den Ansätzen des Vorjahres. 
Lediglich durch die Erhöhung des Tarifvertrags im öffentlichen Dienst ergeben sich 
erhöhte Personalkosten. 
Entsprechend den Regelungen des Vertrages zwischen der Ev.-Luth. Kirchenge-
meinde St. Michael Moorrege-Heist und der Gemeinde Moorrege wird ein entstehen-
des Betriebskostendefizit durch Zuschüsse der Gemeinde Moorrege gedeckt.      
 
 
 
 
Finanzierung: 
Für das Jahr 2013 ist im Haushalt der Gemeinde Moorrege bei der Hhst. 
036.1.75000.677000 -Kostenanteil für den kirchlichen Friedhof- ein Betrag von 
45.400 € eingeplant.   
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeinde Moorrege beteiligt sich auf der Basis des aktuellen kirchlichen Haus-
haltsplanentwurfes 2013 mit einem Zuschuss in Höhe von höchstens 45.360 € an 
den Kosten für den Friedhof Moorrege. Der Zuschuss ist am 01.04. und am 01.10. 
mit je 22.680 € zahlbar, wobei sich die Jahresrechnung entsprechend auswirken 
kann.     
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___________________ 
Weinberg 
 
 
 
Anlagen: 
Haushaltsplanentwurf 2013 kirchlicher Friedhof Moorrege    
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 488/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 08.10.2012 
Bearbeiter: Jenny Thomsen AZ: 7/364.9206 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

28.11.2012 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 04.12.2012 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 12.12.2012 öffentlich 

 
Wiederaufnahme der Reetdachförderung in der Gemeinde Moorrege 
 
Sachverhalt: 
Es besteht eine Anfrage eines Moorreger Bürgers auf Reetdachförderung. Es ist an-
gedacht, das gesamte Reetdach zu erneuern. Fraglich ist hier eine mögliche Förde-
rung. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Mit Sitzung vom 17. Dezember 2003 wurden die Richtlinien zur Gewährung von In-
vestitionszuschüssen zur Erhaltung von Reetdächern für 5 Jahre ausgesetzt. Da 
aber keine weiteren Anfragen zwischenzeitlich aufgelaufen sind, wurden die Richtli-
nien im Jahre 2008 nicht wieder aktiviert und sind momentan noch ausgesetzt. 
Der letzte Antrag wurde im Jahr 2002 gestellt. Die Entscheidung der Aussetzung be-
ruht auf der Begründung, dass bereits sehr viele Reetdächer zu damaliger Zeit sa-
niert worden sind.  
 
 
 
 
Finanzierung: 
Der Höchstzuschuss beträgt insgesamt 5.000 € pro Antragsteller. Laut der Richtlinien 
werden für vollständige Erneuerung, teilweise Erneuerung (mind. 20 m²), Umde-
ckung von Häusern und Firstsanierung Zuschüsse gewährt. 
Im Haushalt wären entsprechende Mittel bereitzustellen.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

a) Der Bauausschuss empfiehlt, der Finanzausschuss empfiehlt, die Gemeinde-
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vertretung beschließt die Richtlinien zur Gewährung von Investitionszuschüs-
sen zur Erhaltung von Reetdächern wieder aufzunehmen. Die entsprechen-
den Haushaltsmittel werden im Haushalt bereitgestellt. 

 
b) Der Bauausschuss empfiehlt, der Finanzausschuss empfiehlt, die Gemeinde-

vertretung beschließt, die Richtlinien zur Gewährung von Investitionszuschüs-
sen zur Erhaltung von Reetdächern nicht wieder aufzunehmen.  

 
 
 
___________________ 
Weinberg 
 
 
 
  
 
 
 



 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 478/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 04.09.2012 
Bearbeiter: Jenny Thomsen AZ: 7/131.630 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 04.12.2012 öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 12.12.2012 öffentlich 

 
Sammelbeschaffung von Digitalfunkgeräten 
 
Sachverhalt: 
Das Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein hat das weitere Vorgehen im 
Bestellverfahren für die Digitalfunkgeräte bekanntgegeben. Demnach kann die Wehr-
führung im Internet unter www.digitalfunk-sh.de sich alle möglichen Bestellpakete 
zum Digitalfunk angucken und auswählen, welche Geräte benötigt werden. Es erfolgt 
anschließend die Bestellung durch die Verwaltung, welche bis zum 31. Januar 2013 
beim Kreis Pinneberg in Schriftform vorliegen muss. Der Kreis hat diese Bestellun-
gen bis zum 05. Februar 2013 an das Innenministerium weiterzuleiten. Diese Fristen 
sind abschließend, spätere Bestellungen fallen somit nicht mehr unter die Förderung 
durch die Feuerschutzsteuer. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Land Schleswig-Holstein bezuschusst die Beschaffung mit voraussichtlich 50 % 
der Kosten aus der Feuerschutzsteuer. Eine genaue Höhe ist jedoch noch nicht be-
kannt. Die endgültige Förderungshöhe ist abhängig von der tatsächlichen Entwick-
lung  des Aufkommens der Feuerschutzsteuer, der Beschaffungsmenge aller Weh-
ren sowie den Ausschreibungsergebnissen. Voraussetzung für eine Förderung ist 
jedoch die verbindliche Bestellung bis zum 31. Januar 2013. Sollten Feuerwehren 
nicht an der Sammelbeschaffung teilnehmen wollen, so wird seitens des Landes kei-
ne Förderung erfolgen. Die Feuerwehr könnte dann aber auch nicht zu gegebener 
Zeit mit den Nachbarwehren kommunizieren. Ziel des Landes ist es, dass alle Weh-
ren an der Beschaffung teilnehmen, damit einheitlich auch bessere Preise bei der 
Ausschreibung erzielt werden. Gerade aufgrund der Zuschüsse wäre eine Teilnahme 
auf jeden Fall sinnvoll. 
 
Laut Wehrführung wird aktuell mit Kosten in Höhe von 33.000 € gerechnet, wovon 
4.000 € für den Einbau der Geräte in die Fahrzeuge angesetzt ist. Diese Kosten wer-
den nicht gefördert. Es würde sich insgesamt eine mögliche Förderung von 14.500 € 
ergeben. 
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Finanzierung: 
Die Haushaltsmittel in Höhe von rd. 33.000 € müssen im Haushalt 2013 bereitgestellt 
werden.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt/Die Gemeindevertretung beschließt, die benötigten 
Digitalfunkgeräte verbindlich zu bestellen und an der Sammelbeschaffung des Lan-
des Schleswig-Holstein teilzunehmen. Die Haushaltsmittel sind im Haushalt 2013 
einzuplanen.  
 
 
 
___________________ 
Weinberg 
 
 
 
  
 
 
 



 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 500/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 26.11.2012 
Bearbeiter: Michael Koch AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

28.11.2012 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 20.12.2012 öffentlich 
 
Antrag auf Erlass einer Satzung nach BauGB für den Schmiedeweg-West 
 
 
Sachverhalt: 
Das Maklerbüro Claudia Mohr Immobilien aus Moorrege beantragt mit anliegendem 
Schreiben vom 21.11.2012 den Erlass einer Außenbereichssatzung im südwestlich 
gelegenen Teil des Schmiedeweges zum Zwecke einer künftigen Bebauung.  
Die Zustimmung der betreffenden Grundeigentümer liegt vor.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die besagte Fläche befindet sich im Außenbereich der Gemeinde und ist im rechts-
kräftigen Flächennutzungsplan als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt.  
 
Der Erlass einer städtebaulichen Satzung wäre für diesen Bereich denkbar, um die 
„Baulücke“ zwischen den bebauten Grundstücken Schmiedeweg 35 und Lusbusch 1 
zu schließen, zumal auf der gegenüberliegenden Straßenseite ebenfalls schon 
Wohnbebauung vorhanden ist (Schmiedeweg 38-48).  
Als planerisches Instrument kämen eine Außenbereichssatzung gem. § 35 Abs. 6 
BauGB oder -in diesem Fall angebrachter- eine Ergänzungs- und Klarstellungssat-
zung nach § 34  Abs. 4 BauGB (analog zum Schmiedeweg-Ost) in Betracht.  
 
 
Finanzierung: 
Die Planungskosten werden verwaltungsseitig auf rund 6.000 Euro geschätzt und 
wären vollständig von dem Vorhabenträger zu übernehmen. Hierzu würde die Ge-
meinde mit dem Unternehmen einen städtebaulichen Vertrag abzuschließen, um sie 
von jeglichen Kosten freizuhalten.  
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Beschlussvorschlag: 
Für das Gebiet im Westen des Schmiedeweges zwischen den Grundstücken 
Schmiedeweg 35 und Lusbusch 1 wird vorbehaltlich einer mir dem Vorhabenträger 
abzuschließenden Vereinbarung/ eines städtebaulichen Vertrages zur vollständigen 
Übernahme der Planungskosten eine Ergänzungs- und Klarstellungssatzung nach § 
34 Abs. 4 BauGB mit dem Planungsziel aufgestellt, eine weitere Wohnbebauung zu 
ermöglichen.  
Mit der Ausarbeitung der Satzung soll das Planungsbüro Elbberg beauftragt werden.   
 
 
 
___________________ 
Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Antrag vom 21.11.2012   
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 501/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 04.12.2012 
Bearbeiter: Michael Koch AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

19.12.2012 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 20.12.2012 öffentlich 
 
19. Änderung des Flächennutzungsplanes - Abschließender Beschluss 
 
Sachverhalt: 
Zu der 19. Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgte am 18.10.2012 durch die 
Gemeindevertretung der entsprechende Entwurfs- und Auslegungsbeschluss. 
Daraufhin erfolgte die öffentliche Auslegung des Planentwurfes nebst Begründung 
und Fachgutachten in der Zeit vom 02.11.-03.12.2012 sowie die Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange. 
Die in diesen Verfahrensschritten eingegangenen Stellungnahmen sind nunmehr 
auszuwerten und die darin enthaltenen Anregungen und Bedenken abzuwägen.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Stadtplanungsbüro Möller-Plan hat alle vorliegenden Stellungnahmen ausgewer-
tet, in anliegender Aufstellung zusammengefügt und mit einem Abwägungsvorschlag 
versehen. 
Zu den verfahrensrechtlichen Anregungen und Bedenken werden von dem gemeind-
lichen Rechtsbeistand noch Ausführungen ausgearbeitet, welche aufgrund der Kürze 
der Zeit noch nicht vorliegen und nachgereicht werden. 
Gleiches gilt für die Anregungen und Bedenken, welche sich auf die Standort-, Markt- 
und Wirkungsanalyse der BulwienGesa AG beziehen. Hier werden entsprechende 
Anmerkungen von der BulwienGesa AG nachgereicht.  
 
 
 
Finanzierung: 
Entfällt. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
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1. Die während der öffentlichen Auslegung des Entwurfes der 19. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange hat der Bau- und Umweltaus-
schuss/ die Gemeindevertretung mit folgendem Ergebnis geprüft: 
Berücksichtigt, teilweise berücksichtigt bzw. nicht berücksichtigt werden die Stellung-
nahmen gemäß anliegender Auswertung (Abwägung), welche Bestandteil dieses 
Beschlusses ist, ggf. mit folgenden Änderungen/Ergänzungen:… 
 
Das Büro Möller-Plan wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgege-
ben haben von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen. Die 
nicht berücksichtigten Stellungnahmen sind bei der Vorlage des Planes zur Geneh-
migung mit einer Stellungnahme beizufügen. 
 
2. Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt/ die Gemeindevertretung beschließt die 
19. Änderung des Flächennutzungsplanes.  
 
3. Die Begründung wird gebilligt. 
 
4. Der Bürgermeister wird beauftragt, die 19. Änderung des Flächennutzungsplanes 
zur Genehmigung vorzulegen und danach die Erteilung der Genehmigung nach § 6 
Abs. 5 BauGB örtlich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, 
wo der Plan mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung während 
der Sprechstunden eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann.  
 
 
 
___________________ 
Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Auswertung der Stellungnahmen (Abwägungsvorschlag)  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 502/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 04.12.2012 
Bearbeiter: Michael Koch AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

19.12.2012 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 20.12.2012 öffentlich 
 
Bebauungsplan Nr. 27 - Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB 
 
Sachverhalt: 
Zum Bebauungsplan Nr. 27 erfolgte am 18.10.2012 durch die Gemeindevertretung 
der entsprechende Entwurfs- und Auslegungsbeschluss. 
Daraufhin erfolgte die öffentliche Auslegung des Planentwurfes nebst Begründung 
und Fachgutachten in der Zeit vom 02.11.-03.12.2012 sowie die Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange. 
Die in diesen Verfahrensschritten eingegangenen Stellungnahmen sind nunmehr 
auszuwerten und die darin enthaltenen Anregungen und Bedenken abzuwägen.  
   
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Stadtplanungsbüro Möller-Plan hat alle vorliegenden Stellungnahmen ausgewer-
tet, in anliegender Aufstellung zusammengefügt und mit einem Abwägungsvorschlag 
versehen. 
Zu den verfahrensrechtlichen Anregungen und Bedenken werden von dem gemeind-
lichen Rechtsbeistand noch Ausführungen ausgearbeitet, welche aufgrund der Kürze 
der Zeit noch nicht vorliegen und nachgereicht werden. 
Gleiches gilt für die Anregungen und Bedenken, welche sich auf die Standort-, Markt- 
und Wirkungsanalyse der BulwienGesa AG beziehen. Hier werden entsprechende 
Anmerkungen von der BulwienGesa AG nachgereicht. 
 
 
 
Finanzierung: 
Entfällt.  
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Beschlussvorschlag:  
1. Die während der öffentlichen Auslegung des Entwurfes des Bebauungsplanes Nr. 
27 abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange hat der Bau- und Umweltausschuss/ die Gemeindever-
tretung mit folgendem Ergebnis geprüft: 
Berücksichtigt, teilweise berücksichtigt bzw. nicht berücksichtigt werden die Stellung-
nahmen gemäß anliegender Auswertung (Abwägung), welche Bestandteil dieses 
Beschlusses ist; ggf. mit folgenden Änderungen/Ergänzungen:… 
 
Das Büro Möller-Plan wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgege-
ben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen. 
 
2. Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches sowie nach § 84 der Landesbauordnung 
empfiehlt der Bau- und Umweltausschuss/ beschließt die Gemeindevertretung den 
Bebauungsplan Nr. 27 für das Gebiet östlich der Wedeler Chaussee (B 431) und 
westlich des Geltungsbereiches des Bebauungsplan Nr. 18 (am Mühlenweg), beste-
hend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), als Satzung. 
 
3. Die Begründung wird gebilligt. 
 
4. Der Beschluss des Bebauungsplanes durch die Gemeindevertretung ist nach § 10 
BauGB ortsüblich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo 
der Plan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung während der Sprech-
stunden eingesehen und über deren Inhalt Auskunft verlangt werden kann. 
 
 
 
 
_________________ 
Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Auswertung der Stellungnahmen (Abwägungsvorschlag)  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 503/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 04.12.2012 
Bearbeiter: Michael Koch AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

19.12.2012 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 20.12.2012 öffentlich 
 
21. Änderung des Flächennutzungsplanes - Abschließender Beschluss 
 
Sachverhalt: 
Zu der 21. Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgte am 18.10.2012 durch die 
Gemeindevertretung der entsprechende Entwurfs- und Auslegungsbeschluss. 
Daraufhin erfolgte die öffentliche Auslegung des Planentwurfes nebst Begründung 
und Fachgutachten in der Zeit vom 02.11.-03.12.2012 sowie die Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange. 
Die in diesen Verfahrensschritten eingegangenen Stellungnahmen sind nunmehr 
auszuwerten und die darin enthaltenen Anregungen und Bedenken abzuwägen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Stadtplanungsbüro Möller-Plan hat alle vorliegenden Stellungnahmen ausgewer-
tet, in anliegender Aufstellung zusammengefügt und mit einem Abwägungsvorschlag 
versehen. 
Zu den verfahrensrechtlichen Anregungen und Bedenken werden von dem gemeind-
lichen Rechtsbeistand noch Ausführungen ausgearbeitet, welche aufgrund der Kürze 
der Zeit noch nicht vorliegen und nachgereicht werden. 
 
 
 
Finanzierung: 
Entfällt.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 1. Die während der öffentlichen Auslegung des Entwurfes der 21. Änderung des 
Flächennutzungsplanes abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange hat der Bau- und Umweltaus-
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schuss/ die Gemeindevertretung mit folgendem Ergebnis geprüft: 
Berücksichtigt, teilweise berücksichtigt bzw. nicht berücksichtigt werden die Stellung-
nahmen gemäß anliegender Auswertung (Abwägung), welche Bestandteil dieses 
Beschlusses ist, ggf. mit folgenden Änderungen/Ergänzungen:… 
 
Das Büro Möller-Plan wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgege-
ben haben von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen. Die 
nicht berücksichtigten Stellungnahmen sind bei der Vorlage des Planes zur Geneh-
migung mit einer Stellungnahme beizufügen. 
 
2. Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt/ die Gemeindevertretung beschließt die 
21. Änderung des Flächennutzungsplanes.  
 
3. Die Begründung wird gebilligt. 
 
4. Der Bürgermeister wird beauftragt, die 21. Änderung des Flächennutzungsplanes 
zur Genehmigung vorzulegen und danach die Erteilung der Genehmigung nach § 6 
Abs. 5 BauGB örtlich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, 
wo der Plan mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung während 
der Sprechstunden eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann. 
 
 
 
___________________ 
Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Auswertung der Stellungnahmen (Abwägungsvorschlag)  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 504/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 04.12.2012 
Bearbeiter: Michael Koch AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

19.12.2012 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 20.12.2012 öffentlich 
 
Bebauungsplan Nr. 30 - Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB 
 
Sachverhalt: 
Zum Bebauungsplan Nr. 30 erfolgte am 18.10.2012 durch die Gemeindevertretung 
der entsprechende Entwurfs- und Auslegungsbeschluss. 
Daraufhin erfolgte die öffentliche Auslegung des Planentwurfes nebst Begründung 
und Fachgutachten in der Zeit vom 02.11.-03.12.2012 sowie die Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange. 
Die in diesen Verfahrensschritten eingegangenen Stellungnahmen sind nunmehr 
auszuwerten und die darin enthaltenen Anregungen und Bedenken abzuwägen.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Stadtplanungsbüro Möller-Plan hat alle vorliegenden Stellungnahmen ausgewer-
tet, in anliegender Aufstellung zusammengefügt und mit einem Abwägungsvorschlag 
versehen. 
Zu den verfahrensrechtlichen Anregungen und Bedenken werden von dem gemeind-
lichen Rechtsbeistand noch Ausführungen ausgearbeitet, welche aufgrund der Kürze 
der Zeit noch nicht vorliegen und nachgereicht werden. 
 
 
 
Finanzierung: 
Entfällt.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 1. Die während der öffentlichen Auslegung des Entwurfes des Bebauungsplanes Nr. 
30 abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange hat der Bau- und Umweltausschuss/ die Gemeindever-
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tretung mit folgendem Ergebnis geprüft: 
Berücksichtigt, teilweise berücksichtigt bzw. nicht berücksichtigt werden die Stellung-
nahmen gemäß anliegender Auswertung (Abwägung), welche Bestandteil dieses 
Beschlusses ist; ggf. mit folgenden Änderungen/Ergänzungen:… 
 
Das Büro Möller-Plan wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgege-
ben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen. 
 
2. Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches sowie nach § 84 der Landesbauordnung 
empfiehlt der Bau- und Umweltausschuss/ beschließt die Gemeindevertretung den 
Bebauungsplan Nr. 30 für das Gebiet östlich der Wedeler Chaussee (B 431), nördlich 
der Straße Grothar, westlich des Gewerbe- und Mischgebietes Beesenweide (Be-
bauungsplan Nr. 13) und südlich der 19. Änderung des Flächennutzungsplanes, be-
stehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), als Satzung. 
 
3. Die Begründung wird gebilligt. 
 
4. Der Beschluss des Bebauungsplanes durch die Gemeindevertretung ist nach § 10 
BauGB ortsüblich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo 
der Plan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung während der Sprech-
stunden eingesehen und über deren Inhalt Auskunft verlangt werden kann. 
 
 
 
___________________ 
Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Auswertung der Stellungnahmen (Abwägungsvorschlag)  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 505/2012/MO/BV 
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 04.12.2012 
Bearbeiter: Michael Koch AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

19.12.2012 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 20.12.2012 öffentlich 
 
Bebauungsplan Nr. 9, 5. Änd. - Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB 
 
Sachverhalt: 
Zu der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 erfolgte nach entsprechendem Be-
schluss durch die Gemeindevertretung die öffentliche Auslegung des Planentwurfes 
nebst Begründung sowie die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange. 
Die in diesen Verfahrensschritten eingegangenen Stellungnahmen sind nunmehr 
auszuwerten und die darin enthaltenen Anregungen und Bedenken abzuwägen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Stadtplanungsbüro Möller-Plan hat alle vorliegenden Stellungnahmen ausgewer-
tet, in anliegender Aufstellung zusammengefügt und mit einem Abwägungsvorschlag 
versehen. Hierbei handelt es sich lediglich um zu berücksichtigende Hinweise der 
unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Pinneberg.  
 
 
Finanzierung: 
Entfällt.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 1. Die während der öffentlichen Auslegung des Entwurfes der 5. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 9 abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange hat der Bau- und Umweltaus-
schuss/ die Gemeindevertretung mit folgendem Ergebnis geprüft: 
Berücksichtigt wird die Stellungnahme der unteren Bodenschutzbehörde des Kreises 
Pinneberg gemäß anliegender Auswertung (Abwägung), welche Bestandteil dieses 
Beschlusses ist. 
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Das Büro Möller-Plan wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgege-
ben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen. 
 
2. Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches sowie nach § 84 der Landesbauordnung 
empfiehlt der Bau- und Umweltausschuss/ beschließt die Gemeindevertretung die 5. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 für das Gebiet südöstlich der Klinkerstraße, 
nördlich der Gemeindestraße Vossmoor und westlich des Wendehammers in der 
Straße Rehwisch, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), 
als Satzung. 
 
3. Die Begründung wird gebilligt. 
 
4. Der Beschluss des Bebauungsplanes durch die Gemeindevertretung ist nach § 10 
BauGB ortsüblich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo 
der Plan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung während der Sprech-
stunden eingesehen und über deren Inhalt Auskunft verlangt werden kann. 
 
 
 
 
___________________ 
Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Auswertung der Stellungnahmen (Abwägungsvorschlag) und daraufhin 
angepasste Begründung  
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